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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 21. April 1971 

1/4 (IV/1) - 68070 - E - So 4/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Sozialpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung zur Durchführung des Beschlusses Nr. 71/ 
66/EWG des Rates vom 1. Februar 1971 über die Reform 
des Europäischen Sozialfonds 

Beschluß Vorschlag des Rates über die Anwendung der Arti- 
kel 123 bis einschließlich 127 des Vertrages auf die franzö- 
sischen überseeischen Departements. 

Diese Vorschläge und der Beschlußvorschlag sind mit Schreiben 
des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 29. März 1971 dem Herrn Präsidenten des 
Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen und dem Beschlußvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen und zum 
Beschlußvorschlag übermittelte Begründung sowie die Stellung- 
nahme der Kommission an den Rat über die Zweckmäßigkeit, 
die Satzung des Ausschusses des Europäischen Sozialfonds zu 
ändern, beigefügt. 


Brandt 


Drude: Buchd rucke rei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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V erordnungs Vorschlag 

zur Durchführung des Beschlusses des Rates Nr. 71 /66/EWG 
vom 1. Februar 1971 über die Reform des Europäischen Sozial- 
fonds 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

insbesondere auf Artikel 127, 

gestützt auf den Beschluß Nr. 71/66/EWG des 
Rates vom 1. Februar 1971 über die Reform des 
Europäischen Sozialfonds'), 

gestützt auf den Vorschlag der Kommission “), 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla- 
ments ^), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Nach dem Beschluß Nr. 71/66/EWG des Rates kann 
der Europäische Sozialfonds - nachstehend „Fonds" 
genannt - in zwei Arten von Situationen tätig wer- 
den: 

a) einerseits, wenn die Arbeitsmarktlage durch ge- 
meinschaftliche Aktionen beeinflußt wird oder 
dadurch die Gefahr einer Beeinflussung besteht 
oder eine gemeinschaftliche Aktion erforderlich 
macht, um eine bessere Abstimmung zwischen 
Stellenangebot und Stellennachfrage zu gewähr- 
leisten; 

b) andererseits, wenn die Arbeitsmarktlage durch 
Schwierigkeiten, die nicht auf eine besondere, 
vom Rat im Rahmen einer gemeinschaftlichen 
Politik getroffenen Maßnahme, sondern indirekt 
auf das Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
zurückzuführen sind, oder durch Schwierigkeiten 
berührt wird, die den harmonischen Ausbau der 
Gemeinschaft behindern. 

Im ersten Fall ist es Sache des Rates, auf Vor- 
schlag der Kommission durch ad hoc-Beschlüsse, die 
jeweils bei gegebenem Anlaß gefaßt werden, die 
Beteiligungsbereiche des Fonds sowie die Voraus- 
setzungen und Modalitäten hierfür zu bestimmen, 
während im zweiten der Fonds nach noch festzu- 
legenden besonderen Voraussetzungen und Be- 
schränkungen sofort tätig werden kann. 

Es besteht Grund, die allgemeinen Modalitäten 
der Aktions- und Arbeitsweise des Fonds so zu 
regeln, daß dem im vorgenannten Ratsbeschluß 
festgesetzten neuen Aufgaben durch eine möglichst 


elastische und einfache Verwaltung Rechnung getra- 
gen wird. Zu diesem Zweck empfiehlt es sich vor 
allem, die Begriffe „Erwerbsbevölkerung" und 
„öffentliche Hand" zu bestimmen und die Voraus- 
setzungen festzulegen, nach denen die Zuschüsse 
des Fonds entsprechend der Art der begünstigten 
Körperschaften und der Maßnahmen, die sie durch- 
führen, eine unterschiedliche Gestalt haben. Gleich- 
falls empfiehlt es sich, um die Gewährung der Zu- 
schüsse des Fonds zu erleichtern, ein pauschales 
System vorzusehen und die Modalitäten für die Vor- 
lage und Genehmigung der Anträge, die Gewährung 
der Zuschüsse sowie die Kontrolle anzugeben. 

Um den Rat und die Kommission in ihrer Tätigkeit 
bzw. die Initiativen, die mit Hilfe des Fonds ver- 
wirklicht werden können, zu unterstützen, kann 
die Durchführung von Studien, Untersuchungen und 
Mustervorhaben von Nutzen sein. 

Sodann sind die Befugnisse des Ausschusses des 
Europäischen Sozialfonds den neuen Aufgaben des 
Fonds anzupassen. 

Schließlich sind noch die Voraussetzungen fest- 
zulegen, nach denen die Zuschüsse abzuwickeln 
sind, die nach Artikel 125 des Vertrages für die vor 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung beendeten 
Maßnahmen gewährt werden - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Beihilfeberechtigte Personen, 
Anwendungsbereich 

Artikel 1 

Der Fonds kann gemäß Artikel 3 des Beschlusses 
Nr. 71/66/EWG zugunsten der Personen tätig wer- 
den, die Angehörige oder Nichtangehörige eines 
Mitgliedstaates sind und im Gebiet der Gemein- 
schaft wohnen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 88 
vom 4. Februar 1971, S. 15 

-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom 

•^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom 

-‘j Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. . . . 
vom 
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Artikel 2 

1. Zuschüsse des Fonds können gemäß Artikel 5 
des Beschlusses Nr. 71 /66/EWG zur Durchführung 
von Maßnahmen 

a) entweder in Gebieten, 

— wo die Probleme, die sich aufgrund des Ent- 
wicklungsrückstandes oder des Rückgangs der 
überwiegenden Erwerbstätigkeiten ergeben, 
ein schwerwiegendes und anhaltendes Be- 
schäftigungsungleichgewicht bedingen, 

b) oder in Wirtschaftszweigen, 

— wo die Anpassung an den technischen Fort- 
schritt eine wesentliche Änderung der Be- 
legschaft und der beruflichen Kenntnisse zur 
Folge hat, 

c) oder in Gruppen von Unternehmen, 

— welche dieselben oder verwandte Aktivitäten 
haben und diese aufgrund wesentlicher Ände- 
rungen der Produktions- oder Absatzbedin- 
gungen für ihre Erzeugnisse aufgeben, ver- 
mindern oder endgültig umstellen müssen, 

gewährt werden. 

2. Zuschüsse des Fonds können innerhalb der Vor- 
aussetzungen und Beschränkungen, die in Absatz 1 
festgelegt sind, für Maßnahmen gewährt werden: 

a) die auf die Beseitigung langfristiger struktureller 
Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung abzie- 
len, und zwar zugunsten der Erwerbspersonen, 
die bereits oder demnächst ohne Arbeit oder 
unterbeschäftigt sind, oder eine selbständige 
Tätigkeit aufgeben müssen; 

hierbei sind für die Anwendung von Absatz a) als 
„unterbeschäftigte Erwerbspersonen'' anzusehen: 

— die Personen, die eine unselbständige Tätigkeit 
ausüben, deren wöchentliche Arbeitszeit jedoch 
aus Gründen, die nicht von ihnen bestimmt wer- 
den, unter der normalen liegt; 

— die Personen, die einer unselbständigen oder 
selbständigen Vollzeitbeschäftigung nachgehen, 
die ihnen aufgrund einer unzureichenden Ver- 
wendung ihrer Fähigkeiten ein ungewöhnlich 
niederes Einkommen erbringt; 

b) die zur Ausbildung von Arbeitskräften dienen, 
deren Berufskenntnisse anzupassen sind, damit 
sie hochqualifizierte Berufe ausüben können; 

c) die auf die Eingliederung oder Wiedereingliede- 
rung ins Erwerbsleben abzielen, und zwar: 

— der Behinderten, die nach medizinischer Reha- 
bilitation und beruflicher Anpassung oder 
Wiederanpassung eine Berufstätigkeit aus- 
üben können, 


— der Arbeitnehmer, die nach den Feststellun- 
gen der Arbeitsverwaltungen aufgrund ihres 
Alters schwer zu vermitteln sind, 

— der Frauen über 35 Jahre, die zum ersten Mal 
eine Berufstätigkeit ausüben wollen oder 
deren Berufskenntnisse nach einer Unterbre- 
chung nicht mehr der Nachfrage entsprechen, 

— der Jugendlichen unter 25 Jahre, die auf- 
grund fehlender oder dem Stellenangebot 
nicht entsprechender Berufskenntnisse ohne 
Arbeit sind. 

3. Diese Maßnahmen müssen zur Verwirklichung 
eines besonders für das Gebiet, den Wirtschafts- 
zweig, die betreffenden Unternehmen oder Perso- 
nengruppen erstelltes Programm beitragen und dazu 
dienen, die Ursachen des bestehenden Beschäfti- 
gungsungleichgewichts zu beseitigen. Dieses Pro- 
gramm soll insbesondere den wirtschaftlichen Zu- 
sammenhang ersehen lassen und hierbei die Ziele 
und die zu diesem Zweck verwendeten Aktionsmit- 
tel angeben. 

4. In Anwendung von Artikel 3 Absatz 2 des Be- 
schlusses Nr. 71 /66/EWG können darüber hinaus 
Zuschüsse des Fonds zur Durchführung von Maß- 
nahmen gewährt werden, die entsprechend den in 
diesem Artikel festgelegten Voraussetzungen zu- 
gunsten von Personen erfolgen, die, nachdem sie 
an einer dieser Maßnahmen teilgenommen haben, 
eine selbständige Tätigkeit ausüben sollen und 

— Behinderte sind 

— oder zuvor eine selbständige Tätigkeit ausübten 

— oder unmittelbar in der Landwirtschaft tätig 
waren. 

Artikel 3 

In jedem Haushaltsjahr sind 60 v. H. der für Zu- 
schüsse des Fonds gemäß Artikel 5 des Beschlusses 
71 /66/EWG verfügbaren Mittel vorrangig für Maß- 
nahmen vorgesehen, welche die Beseitigung der 
langfristigen strukturellen Arbeitslosigkeit und 
Unterbeschäftigung in den Gebieten gemäß Arti- 
kel 2-1-a) dieser Verordnung zum Ziel haben. 

TITEL II 

Mittel und Beteiligungsverfahren des Fonds 

Artikel 4 

1. Der Fonds trägt gemäß Artikel 4 und 5 des Be- 
schlusses Nr. 71 /66/EWG zur Finanzierung von 
Maßnahmen bei, die unter Verwendung der Beihilfe- 
arten durchgeführt werden, deren Verzeichnis vom 
Rat, der mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag 
der Kommission beschließt, entsprechend den Be- 
dürfnissen erstellt und geändert wird. 
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2. Die Kommission bestimmt die in Betracht zu 
nehmenden Beihilfebeträge, um die Zuschüsse des 
Fonds unter Berücksichtigung der Voraussetzungen 
zu berechnen, die in Artikel 5 dieser Verord- 
nung festgelegt sind. Diese Beträge werden pau- 
schal auf der Grundlage von Leistungstabellen be- 
stimmt. 

3. Für diesen Zweck teilt jeder Mitgliedstaat der 
Kommission die Kosten mit, die er für jede Beihilfe- 
art, die in dem vom Rat erlassenen Verzeichnis auf- 
geführt ist, auf seinem Gebiet festgestellt hat. 

Die Kommission gibt dem betreffenden Mitgliedstaat 
ihre etwaigen Bemerkungen bekannt, holt die Stel- 
lungnahme des Ausschusses des Europäischen So- 
zialfonds ein und bestimmt die Leistungstabellen. 

Die Kommission kann auf Vorschlag eines Mitglied- 
staates die ihn betreffenden Leistungstabellen än- 
dern. 

Die Kommission kann für bestimmte Beihilfen die 
Mindest- und Höchstbezugsdauer festlegen, die zur 
Bestimmung der Zuschüsse des Fonds in Betracht ge- 
zogen wird. 

4. Die Pauschalbeträge sind Höchstbeträge. In dem 
Fall, wo der Gesamtbetrag der tatsächlichen Aus- 
gaben für ein Vorhaben unter dem durch Anwen- 
dung der Pauschalsätze festgesetzten Betrag liegt, 
wird der Zuschuß des Fonds nach Maßgabe der tat- 
sächlichen Kosten gewährt. 

Wenn der Betrag einer Beihilfe aufgrund seiner 
Natur nicht „pro Kopf“ ermittelt werden kann, wer- 
den die Zuschüsse des Fonds auf der Grundlage der 
tatsächlichen Kosten berechnet. 

Artikel 5 

1. Mit der in Artikel 7 dieser Verordnung vor- 
gesehenen Genehmigung der Kommission und unter 
Berücksichtigung der Vorschriften von Artikel 4 
beteiligt sich der Fonds: 

a) in Höhe von 50 v. H. des Betrages der Beihilfen 
an den Maßnahmen, deren Finanzierung und 
Durchführung die öffentlichen Verwaltungen 
oder die Körperschaften des öffentlichen Rechts 
oder die mit Aufgaben von öffentlichem Inter- 
esse beauftragten sozialen paritätischen Organe 
sidierstellen; 

b) in Höhe eines gleichen Teilbetrages dieser Bei- 
hilfen, wie ihn die öffentliche Hand übernimmt, 
an den Maßnahmen, deren Finanzierung und 
Durchführung Körperschaften oder sonstige Ein- 
richtungen des privaten Rechts sicherstellen. 

2. Für die Anwendung des Absatzes 1 b) dieses 
Artikels versteht man unter „öffentlicher Hand“ 
den Staat, die Gebietskörperschaften und jede Kör- 
perschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts, die 
auf dem Gesetzes- oder Verordnungswege ermäch- 


tigt ist, von der gesamten oder einem Teil der Be- 
völkerung Steuern, Abgaben oder Beiträge für 
Zwecke von allgemeinem Interesse zu erheben. 

Artikel 6 

1. Nur die betreffenden Mitgliedstaaten können 
der Kommission Anträge für Zuschüsse aus dem 
Fonds übermitteln. Auf der Grundlage der Vor- 
schriften von Artikel 5 dieser Verordnung geben 
sie für jeden Antrag die Rechtsnatur an, die sie 
den Verwaltungen, Körperschaften oder Einrichtun- 
gen zuerkennen, die mit der Durchführung der in 
Frage stehenden Maßnahmen beauftragt sind, oder 
nehmen auf die Aufnahme der Körperschaft in das 
Verzeichnis der Körperschaften des öffentlichen 
Rechts Bezug, womit diese bisher nach der Ver- 
ordnung Nr. 9 des Rates zur Gewährung eines Zu- 
schusses des Fonds zugelassen war ^). 

Jeder Antrag ist vor Durchführung der Maßnahme 
vorzulegen; er beschreibt die Maßnahmen im Ent- 
wurf und gibt hierzu die Ziele, die Modalitäten, die 
Laufzeit, den oder die Initiatoren oder ausführenden 
Stellen, die beteiligten Personengruppen, die vor- 
aussichtlichen Kosten, die Finanzierungsweise, die 
jährliche Verteilung der Ausgaben, die Arten der 
Beihilfen, deren Verwendung vorgesehen ist, sowie 
alle sonstigen Hinweise an, damit sich Bedeutung 
und Wirksamkeit der Maßnahme beurteilen und ihre 
gesamte Anlage im Laufe einer etwaigen Kontrolle 
wiedererkennen lassen, ferner enthält er die An- 
gaben über die Beteiligung der Sozialpartner an der 
Ausarbeitung des Entwurfs der Maßnahme. 

Im Falle der Beteiligung gemäß Artikel 5 des Be- 
schlusses Nr. 71/66/EWG hat der Antrag Angaben 
zu enthalten, aus denen hervorgeht, daß er den Vor- 
aussetzungen und Beschränkungen entspricht, die in 
dem Artikel 2 dieser Verordnung vorgesehen sind. 

2. Für alle Maßnahmen, die von Körperschaften 
oder sonstigen Einrichtungen des privaten Rechts 
durchgeführt werden, garantiert der betreffende Mit- 
gliedstaat der Kommission die ordnungsgemäße 
Durchführung. 

Artikel 7 

Die in Artikel 7 des Beschlusses Nr. 71 /66/EWG 
vorgesehene Genehmigung der Kommission er- 
streckt sich auf die Übereinstimmung der Anträge 
mit den Vorschriften dieser Verordnung und den 
vom Rat und der Kommission für ihre Durchführung 


g Entscheidung der Kommission vom 13. Dezember 1961, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 8 
vom 1. Februar 1962, S. 144/62; auf den neuesten 
Stand gebracht durch Entscheidung der Kommission 
vom 18. Dezember 1969, Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften Nr. L 6 vom 9. Januar 1970, S. 27 
2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31, August 1960, S. 1189/60; zum letztenmal ge- 
ändert 'durch die Verordnung Nr, 37/67/EWG des 
Rates, Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
Nr. 33 vom 24. Februar 1967, S. 526/67 
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getrottenen Anordnungen sov/ie darauf, daß die 
vorgelegten Maßnahmen mit den von der Gemein- ‘ 
schaff verfolgten wirtschaftlichen und sozialen Zie- 
len im Zusammenhang stehen. 

Artikel 8 

Die Kommission kann im Haushalt der Gemein- 
schaften besonders zu diesem Zweck ausgewiesene 
Mittel zur Förderung, Verwirklichung oder finanziel- 
len Unterstützung von Forschungsarbeiten, Schnell- 
erhebungen und Mustervorhaben verwenden, um 
dem Rat und der Kommission die Auswahl der Be- 
teiligungsbereiche zu erleichtern und den Regie- 
rungen und den Initiatoren von Maßnahmen zu er- 
möglichen, die wirksamsten Beihilfen auszuwählen 
und ihre Verwendung am zweckmäßigsten anzu- 
ordnen. 

TITEL III 

Finanzierung und Kontrolle 

Artikel 9 

1. Die Genehmigung der Zuschußanträge des Fonds 
verpflichtet die Kommission, den Antragstellern die 
erforderlichen Mittel bereitzustellen. 

2. Die bewilligten Zuschüsse werden den Initiato- 
ren entsprechend dem Ablauf der Maßnahmen und 
auf Vorlage der Zahlungsbelege über die fraglichen 
Aufwendungen zur Verfügung gestellt. 

A r t i k e 1 1 0 

Die Finanzgeschäfte des Fonds werden nach den 
Vorschriften der Haushaltsordnung der Gemein- i 
schäften durchgeführt. 

Artikeln i 

Die Kommission kann die Maßnahmen, für die Zu- ; 
schlisse des Fonds gewährt werden, in allen ihren 
Teilen kontrollieren. Die Initiatoren stellen ihr auf 
Antrag alle für die Ausübung dieser Kontrolle not- ; 
wendigen Angaben und Unterlagen zur Verfügung. 

TITEL IV 

Der Ausschuß des Europäischen Sozialfonds j 

A r t i k e I 12 I 

1. Der in Artikel 124 des Vertrages vorgesehene j 
Ausschuß wird zu jeder wichtigen Frage gehört, die | 
für die Tätigkeit des Fonds von Interesse ist; er er- i 
hält die für die Anhörung nützlichen Mitteilungen. ■ 

2. In dem Fall, wo die Kommission eine vom Aus- | 
schuß mit der Mehrheit von zwei Drittel seiner Mit- j 
glieder abgegebene Stellungnahme ablehnt, muß sie 
dem Ausschuß im Laufe der ersten hierauf folgenden 
Tagung die Gründe mitteilen, die ihre Entscheidung 
bestimmt haben. 

3. Der Ausschuß kann von sich aus Stellungnahmen 
an die Kommission abgeben. 


4. Der Ausschuß wird regelmäßig über die einzel- 
nen Aspekte der allgemeinen Politik der Kommis- 
sion im wirtschaftlichen und sozialen Bereich, die für 
die Tätigkeit des Fonds von Bedeutung sind, sowie 
über die Arbeiten devs Ständigen Beschäftigungsaus- 
schusses unterrichtet. 

Artikel 13 

Die Kommission holt die vorherige Stellungnahme 
des Ausschusses ein zu: 

a) dem Vorentwurl des I laushaltskapitels der Ge- 
meinschaften über den Fonds, 

b) den Vorschlägen an den Rat zwecks Eröffnung 
von Beteiligungsbereic:hen in Anwendung von 
Artikel 4 des Besddusses Nr. 71 66 EWG, 

c ) allen Vorscidägem au den Rat und allen für die 
Tätigkeit des Fonds cu forderlichen Verordnun- 
gen, 

d) den zur Gtmehniigung vorgelegten Zuschuß- 
anträgen, 

e) den Leistungslabellen, die gcmiäß Artikel 4 dieser 
Verordnung zu erstcdlen sind, 

t) der Zweckmäßigkeit, ein Mustervorhaben zu för- 
dern, zu verwirklichen oder finanziell zu unter- 
stützen, 

g) der Zweckmäßigkeit, diese Verordnung zu über- 
prüfen und den etwaigem Änderungsvorschlägen, 

b) der Zweckmäßigkeut und den Modalitäten, Arti- 
kel 126 des Vertrages erneut anzu wenden. 

TITEL. V 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

A r t i k cH 14 

1. Die in Artikcd 125 des Vertrages vorgesehenen 
Zuschüsse des Fonds können nach den Vorschriften 
der Verordnung Nr. 9 des Rates vom 25. August 
1960^), zum letztenmal geändert durch Verordnung 
Nr. 37 67/EWG vom 21. Februar 1967 -) noch für die 
Maßnahmen gewährt werden, die vor Ablauf des 
Kalenderhalbjahres, in dem diese Verordnung in 
Kraft tritt, abschließen. 

Die Anträge für diese Zuschüsse sind der Kommis- 
sion jedoch bis spätestens 18 Monate nach diesem 
Zeitpunkt vorzulegen. 

2. Die für die Gewährung dieser Zuschüsse not- 
wendigen Ausgabcniittel werden in Kapitel „Sozial- 
fonds" des allgemeinen Haushalts der Gemeinschaf- 
ten gesondert ausgewiesen, 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften N:-. 56 
vom 31. August 1960, S, 1189' 60 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 33 
vom 24. Februar 1967, S. 526 67 
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Artikel 15 

Die Kommission ist beauftragt, die für die Anwen- 
dung dieser Verordnung notwendigen Durchfüh- 
rungsvorschriften zu treffen. 

Artikel 16 

Die Verordnung Nr. 9 des Rates vom 25. August 
1960 wird aufgehoben. 

Artikel 17 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


Allgemeine Erwägungen 

1. Der Rat hat mit dem aufgrund des Artikels 126 i 

des EWG-Vertrages gefaßten Beschlusses 
Nr. 71/66/EWG vom 1. Februar 1971 - nach- 

stehend „Beschluß" genannt - dem Europäischen 
Sozialfonds neue Aufgaben übertragen. Nach 
dem Wortlaut der Artikel 4 und v5 dieses Be- 
schlusses hat der Rat zwei Arten von Beteili- 
gungen in Betracht genommen: 

a) Einerseits, wenn die Arbeitsmarktlage 
„durch besondere Maßnahmen, die vom Rat 
im Rahmen einer gemeinschaftlichen Politik 
erlassen werden, oder durch Maßnahmen, 
die im gegenseitigen Einvernehmen zwecks 
Verwirklichung der Ziele der Gemeinschaft 
getroffen werden, beeinflußt wird oder die 
Gefahr einer Beeinflussung durch diese Maß- 
nahmen besteht oder eine besondere Aktion 
erforderlich macht, um eine bessere Abstim- 
mung zwischen Stellenangebot und Stellen- 
nadifrage in der Gemeinschaft zu gewähr- 
leisten". 

In diesem Fall stützt sich die Beteiligung des 
Fonds auf einen besonderen Beschluß des : 
Rates, der auf Vorschlag der Kommission mit 
qualifizierter Mehrheit beschließt, v/obei die ' 
Kommission von sich aus oder auf Antrag 
des Rates oder auf Antrag eines oder mehre- 
rer Mitgliedstaaten tätig wird. 

b) Andererseits, wenn die Arbeitsmarktlage „in 
bestimmten Gebieten, Wirtschaftszweigen 
oder Gruppen von Unternehmen durch , 
Schwierigkeiten, die nicht auf eine beson- 
dere Maßnahine, sondern indirekt auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes 
zurückzuführen sind, oder durch Schwierig- 
keiten berührt wird, die den harmonischen 
Ausbau der Gemeinschaft behindern". 

Die Beteiligung des Fonds erfolgt in diesem 
Fall ohne besonderen Beschluß des Rates für 
Maßnahmen, die bestimmte Voraussetzun- 
gen erfüllen. 

2. Aus Artikel 9 des Beschlüsse geht hervor, daß 

die für die zweite Boteiligungsart vorgesehenen 
Mittel jedes Jahr mindestens 50 v. H. der ge- 
samten verfügbaren Mittel ausmachen müssen. 
Am Ende eines Zeitraums von über fünf Jahren ; 
wird diese Aufteilung der Mittel vom Rat je- : 
doch erneut geprüft, da auf lange Sicht der 
ersten Boteiligungsart der größte Teil der Mit- i 
tel zugute kommt. ' 

3. Der vorliegende Verordnungsvorschlag - nach- 
stehend „Vorschlag" genannt - umfaßt die erste 
Reihe von Verordnungsvorschriften, die zur 
Durchführung des Ratsbeschliisses erforderlich 
sind. 

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlages war 
die Kommission bemüht, die schon im Beschluß 


des Rates vom 1. Februar 1971 enthaltenen Be- 
stimmungen nicht zu wiederholen. In dieser 
Hinsicht ist zu sagen, daß der Ratsbeschluß nach 
Artikel 126 b) des EWG-Vertrages einstimmig 
getroffen wurde, während Artikel 127 des Ver- 
trages vorsieht, daß die Durchführungsverord- 
nung vom Rat mit qualifizierter Mehrheit be- 
schlossen wird. 

Der Beschluß und die Verordnung sind wegen 
des leichteren Verständnisses der Durchfüh- 
rungsvorschriften nicht von einander zu tren- 
nen. In bgzug auf die Zuschüsse des Fonds ge- 
mäß Artikel 4 des Beschlusses glaubt die Kom- 
mission, daß die Bestimmungen dieses Artikels 
klar genug sind, um die Ingangsetzung des von 
ihnen vorgeschriebenen Verfahrens zu ermög- 
lichen. Es handelt sich in diesem Fall um Be- 
teiligungen mit dem Ziel, die Durchführung ge- 
meinschaftlicher Politiken oder gemeinsam ver- 
einbarter Aktionen zu erleichtern; sie müssen 
entsprechend der Entwicklung der Gegebenhei- 
ten und nach Maßgabe der gemeinschaftlichen 
Erfordernisse und Prioritäten entschieden wer- 
den. 

Was hingegen die Zuschüsse des Fonds gemäß 
Artikel 5 des Beschlusses betrifft, muß der Vor- 
schlag die besonderen Voraussetzungen für 
diese Beteiligungen vorsehen. 

Darüber hinaus muß die Durchführungsverord- 
nung für die beiden Beteiligungsarten die Be- 
stimmungen hinsichtlich der allgemeinen Ar- 
beitsmodalitäten enthalten, so insbesondere die 
Umschreibung der Erwerbsbevölkerung und der 
öffentlichen Hand, Vorlage und Inhalt der Zu- 
schußanträge, die Aufgabe des Aaisschusses des 
Europäischen Sozialfonds und die Ubergangs- 
besl immungen. 

Es ist angebracht zu bemerken, daß sich der 
Vorschlag in bezug auf die Beihilfen, zu denen 
der Fonds beitragen kann, darauf beschränkt, 
das Verfahren zur Erstellung der Liste und die 
allgemeinen Modalitäten für die Gewährung der 
Zuschüsse anzugeben und die Bestimmung der 
Beihilfen und ihrer Höhe einer späteren Rege- 
lung vorbehält. 

Die Kommission glaubt in der Tat, daß sich die 
Regelung hinsichtlich der Beihilfen zügig den in 
ständiger Entwicklung befindlichen Bedürfnissen 
anzupassen hat und folglich einem angemesse- 
nen Verfahren unterliegen soll, das seiner Na- 
tur nach der Dynamik und Wirksamkeit des 
Fonds die unerläßliche Anpassungsfähigkeit 
sichert. 

Der Verordnungsvorschlag sieht daher vor, daß 
der Rat die Liste der Beihilfearten, zu denen der 
Fonds beitragen kann, durch späteren Akt er- 
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stellt und daß die Kommission, die vom Aus- | 
schuß des Europäischen Sozialfonds unterstützt ' 
wird, den Betrag dieser Beihilfen (s. Ziffer 7, 
S. 8) mit Hilfe der Leistungstabellen gemäß den 
in Artikel 8 des Beschlusses testgelegten Vor- j 
aussetzungen bestimmt. 

Personen, zu deren Gunsten die Zuschüsse des Fonds ; 

gewährt werden können (Artikel 1) 

4. Die Bestimmungen des Beschlusses zeigen ins- ; 
gesamt, daß der Begriff „Erwerbsbevölkerung", | 
der in Artikel 3 dieses Beschlusses steht, die Per- | 
sonen umfaßt, die zum Wirtschaftsleben beitra- ! 
gen oder beitragen können, einschließlich der 
Behinderten und sonstigen Personen, die noch 
keine Berufstätigkeit ausgeübt haben, aber dazu 
imstande sind. Es erscheint jedoch erforderlich 
näher zu bestimmen, daß dieser Begriff, wie es 
in den Beratungen des Rates vereinbart wurde, 
gleichfalls die Angehörigen von Drittländern 
umfaßt, die im Gebiet der Gemeinschaft wohnen. 
Diese Bestimmung wird in Artikel 1 des Vor- 
schlags gegeben. Andererseits ist man im Rat 
übereingekommen, daß die Beihilfen, die zur 
Förderung der beruflichen Anpassung der 
Jugendlichen bestimmt sind, nicht zur Finan- 
zierung der unmittelbar auf die Grundschul- 
pflicht folgenden Berufsausbildung verwendet 
werden dürfen. Da diese Bestimmung nur für 
die Berufsumschulung von Bedeutung ist, wird 
sie in die spätere Regelung über die Beihilfen 
aufgenommen. 

Besondere Beteiligungsvoraussetzungen des Fonds 

gemäß Artikel 5 des Beschlusses (Artikel 2 und 3) 

5. Artikel 2 betrifft die Beteiligungen des Fonds für 
die in Artikel 5 des Beschlusses vom 1. Februar 
1971 aufgeführten Situationen, die zur Zeit in 
den Mitgliedstaaten - so vor allem die Arbeits- 
losigkeit und die Unterbeschäftigung - Anlaß 
zur Besorgnis geben. Absatz 1 sieht insbeson- , 
dere vor, daß der Fonds dazu beiträgt, die über- ' 
schüssigen Arbeitskräfte zu absorbieren, die 
man in bestimmten Gebieten, Wirtschaftszwei- : 
gen und Gruppen von Unternehmen antrifft, 
und diesen Arbeitskräften in ihrem weitesten 
Sinne gesehen, den Zugang zu einer dauerhaf- ; 
ten, in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht an- 
gemessenen Beschäftigung sichert. Absatz 2 die- 
ses Artikels bezieht sich auf die Beteiligung des | 
Fonds einerseits zugunsten von Personen, die ; 
bereits ohne Arbeit sind oder es demnächst sein 
werden oder unterbeschäftigt sind, und anderer- 
seits zugunsten von Personen, die eine hoch- ^ 
qualifizierte Tätigkeit ausüben sollen; die durch | 
die regionale Entwicklung bedingte Ansiedlung | 
von neuen Unternehmen mit hohem technischen 
Niveau sowie die Anpassung der Wirtschafts- 
zweige und der Unternehmensgruppen an den 
technischen Fortschritt verlangen die Bereitstel- 
lung eines hochqualifizierten Personals. 


Dann soll der Fonds gleichfalls zur beruflichen 
Eingliederung aller potentiellen Arbeitskräfte 
beitragen, und zwar der Behinderten, der Ar- 
beitnehmer, die aufgrund ihres Alters nur noch 
schwer eine Arbeit finden, der Frauen, die 
einem oder wieder einem Erwerb nachgehen 
wollen, und der Jugendlichen. Artikel 2 Buch- 
stabe b entspricht dieser Forderung. Die Not- 
wendigkeit, diese Personen ins Wirtschaftsleben 
ein- oder wieder einzugliedern, ist wirklich ein 
wichtiges Problem, vor dem die Mitgliedstaaten 
z. Z. stehen. 

Es ist zu betonen, daß Absatz 3 desselben Arti- 
kels vorsieht, daß die Maßnahmen, die aufgrund 
der in den vorherigen Absätzen näher bezeich- 
neten Situationen durchgeführt werden, in be- 
sondere Gesamtprogramme aufzunehmen sind, 
um die Zersplitterung der Zuschüsse des Fonds 
zu vermeiden und seine volle Wirksamkeit zu 
gewährleisten. 

Darüber hinaus besteht Grund, nunmehr die in 
Artikel 3 Absatz 2 des Beschlusses aufgeführ- 
ten Personen näher zu bestimmen, denen, ob- 
schon sie eine selbständige Tätigkeit ausüben 
sollen, von nun an Beteiligungen des Fonds 
nach Artikel 5 dieses Beschlusses zugute kom- 
men können. 

Was nun die Beteiligungen dieser Art betrifft, 
für die der Rat ein halbautomatisches System 
vorgesehen hat, so kann sich der Rat hierüber 
erst bei der Annahme dieser Verordnung ent- 
scheiden. 

Nach Artikel 2 Absatz 4 des Vorschlages sind 
die Behinderten - die meisten unter ihnen fin- 
den tatsächlich in der Ausübung einer selbstän- 
digen Tätigkeit die Berufsart, die am besten 
ihrer Behinderung entspricht -, die Personen, 
die zuvor eine selbständige Tätigkeit ausübten, 
und diejenigen, die unmittelbar in der Landwirt- 
schaft tätig waren - diese Personen haben eine 
natürliche Neigung, ihre Tätigkeit weiterhin in 
unabhängiger Form auszuüben, eine Neigung, 
die zu fördern ist, um ihre Wiedereingliederung 
zu erleichtern - zu den Leistungen des Fonds 
zugelassen. 

6. Anläßlich der Annahme des Beschlusses ist 
die Notwendigkeit anerkannt worden, den Be- 
teiligungen, die auf die Beseitigung der struk- 
turellen Arbeitslosigkeit und Unterbeschäfti- 
gung abzielen, den Vorrang einzuräumen. Arti- 
kel 3 des Vorschlages sieht deshalb vor, daß 
60 V. H. der für die Beteiligungen nach Artikel 5 
des Ratsbeschlusses verfügbaren Mittel vorran- 
gig für die Maßnahmen vorgesehen sind, die 
diesem Ziel dienen. 
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Mittel und Modalitäten für die Beteiligungen des 
Fonds (Artikel 4 bis 8) 

7. Die Einführung des in Artikel 4 Absatz 2 
des Vorschlages vorgesehenen pauschalen 
Systems ergibt sich aus dem Bemühen, die Ver- 
waltungs- und Kontrollaufgaben sowohl für die 
Initiatoren der Maf5nahmen, die der Fonds för- 
dert, als auch für die einzelnen Verwaltungen, 
die sich daran beteiligen, in einem Höchstmaß 
zu vereinfachen. 

Das vorgesehene System besteht darin, je Bei- 
hilfeart Leistungstabellen zu erstellen, die eine 
Reihe von Ausgabegruppen umfassen. Um z. B. 
dem erteilten Ausbildungsniveau, der Dauer der 
Umschulung, dem Satz der Unterhaltsleistungen, 
die den betreffenden Personen gewährt werden, 
der Umschulungsart (Umschulungsstätte oder 
Betrieb) usw. Rechnung zu tragen, können für 
dieselbe Beihilfeart mehrere Leistungstabellen 
erstellt werden. 

Artikel 4 Absatz 3 sieht vor, daß die Mitglied- 
staaten die auf ihrem Gebiet für jede Beihilfe- 
art festgestellten Kosten mitteilen, um der Kom- 
mission zu ermöglichen, Leistungstabellen auf- 
zustellen, die möglichst nahe an die tatsäch- 
lichen Kosten herankommen. 

Artikel 4 Absatz 4 bestimmt, daß die in den 
Leistungstabellen festgelegten Pauschalbeträge 
Höchstbeträge sind, in dem Fall jedoch, wo sich 
diese Kosten bei ihrer Überprüfung als nied- 
riger erweisen als die in den Leistungstabellen 
festgelegten Pauschalbeträge, werden die Zu- 
schüsse des Fonds entsprechend diesen Kosten 
gekürzt. Es kann gesagt werden, daß sich die 
Beurteilung dieser Kosten, um diese Kontrollen 
im Höchstmaß zu vereinfachen, auf die Gesamt- 
heit der Kosten erstreckt, die bei einer Maß- 
nahme für die betreffenden Personen insgesamt 
aufgewendet werden. Da indessen nicht alle 
Beihilfen mit einem solchen System vereinbar 
sind, ist vorgesehen, daß die Zuschüsse des 
Fonds in bestimmten Fällen nach den tatsäch- 
lichen Kosten der Maßnahmen berechnet 
werden. 

8. Der Beschluß ermöglicht, den mit Aufgaben 
von öffentlichem Interesse beauftragten sozia- 
len paritätischen Organen und den Körperschaf- 
ten oder sonstigen Einrichtungen des privaten 
Rechts für ihre Maßnahmen nunmehr gleichfalls 
Zuschüsse aus dem Fonds zu gewähren. Es han- 
delt sich hierbei um eine bedeutende Neuerung, 
deren Ziel ist, alle Initiativen anzuregen, die zur 
Behebung von Beschäftigungsfragen in der Ge- 
meinschaft geeignet sind. 

Gemäß dem Beschluß wird der Zuschuß des 
Fonds an die Körperschaften oder sonstigen 
Einrichtungen des privaten Rechts in der Höhe 
der Beteiligung der öffentlichen Hand liegen 
(Artikels). Die im selben Artikel dem Ausdruck 


„ErwerbshevÖlkerung" gegebene Umschreibung 
ermöglicht, einerseits den bestehenden mannig- 
fadien öffentlichen Finanzierungstormen Rech- 
nung zu tragen und andererseits die Koordina- 
tion der Vorhaben auf der Sachgemäßesten 
Ebene anzuregen. Damit entspricht der Beitrag 
des Fonds der Bedeutung und dem Ausmaß an 
Interesse, das der jeweiligen Initiative an Ort 
und Stelle zuerkannt wird. 

Andererseits kann der Zuschuß an diese Körper- 
schaften mit der Vorlage des Zuschußantrages 
bei der Kommission die ordnungsgemäße Durch- 
führung auch dann sichern, wenn der Initiator 
einer Maßnahme ausfällt. 

9. Der Beschluß sieht vor, daß der betreffende 
Mitgliedstaat für sämtliche Maßnahmen einen 
Antrag auf Genehmigung stellt. Hierbei ist von 
Bedeutung, daß die von der Kommission nach 
Anhörung des Ausschusses des Europäischen 
Sozialfonds erteilte Genehmigung sich insbeson- 
dere darauf erstreckt, daß die Maßnahmen, die 
ihr vorgelegt werden, mit den von der Gemein- 
schaft verfolgten wirtschaftlichen und sozialen 
Zielen in Zusammenhang stehen (Artikel 7). 

Der Fonds soll tatsächlich in vollständiger Har- 
monie mit allen Teilen der gemeinschaftlichen 
Politiken und mit dem Bestreben benutzt wer- 
den, alle Beteiligungen zu koordinieren, die mit 
Hilfe der sonstigen, der Gemeinschaft zur Ver- 
fügung stehenden Instrumente erbracht werden 
können. 

10. Artikel 8 des Vorschlags trägt dem Interesse 
Red nung, das der Rat anläßlich der Annahme 
des Lcschiusses für die Studien, Untersuchun- 
gen und Mustervorhaben, die unter Umständen 
zum Zwecke einer wirksamen Verwendung der 
Mittel des Fonds notwendig sind, bekundet hat. 

1 1 . Bei den Beratungen über das Haushaltsverfah- 
ren nach Artikel 9 des Beschlusses wurde klar 
herausgestellt, daß den Initiatoren der Maßnah- 
men, deren Vorhaben genehmigt worden sind, 
die Gewährung der Zuschüsse während des gan- 
zen für die Durchführung dieser Maßnahmen 
erforderlichen Zeitraums zu gewährleisten ist, 
selbst wenn sich diese auf mehrere Haushalts- 
jahre erstreckt. Um dieser Forderung zu ent- 
sprechen, sieht Artikel 9 Absatz 1 des Vor- 
schlags vor, daß die Genehmigung für die Kom- 
mission die Verpflichtung einschließt, die Finan- 
zierung der genehmigten Vorhaben bis zu ihrem 
Abschluß zu gewährleisten. Die hierfür erforder- 
lichen Ausführungsbestimmungen sind Irn Rah- 
men der Vorschriften der Haushaltsordnung der 
Gemeinschaft zu treffen, 

Artikel 9 Absatz 2 des Vorschlags sieht darüber 
hinaus vor, daß die Zuschüsse des Fonds den 
Initiatoren entsprechend dem Ablauf der Maß- 
nahmen zur Verfügung gestellt werden, um die 
Initiativen zu fördern und anzuregen. 
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Aufgaben des Ausschusses des europäischen Sozial- 
fonds (Artikel 12 und 13) 

12. Während der Arbeiten zur Annahme des Be- 
schlusses ist die Bedeutung hervorgehoben wor- 
den, die der Anhörung der Sozialpartner zuge- 
messen wird. Diese sind nach dem Wortlaut von 
Artikel 124 des Vertrags im Ausschuß des 
Europäischen Sozialfonds, dessen Aufgaben in 
der Verordnung Nr. 9 näher Umrissen waren, 
vertreten. Es empfiehlt sich, daß die Befugnisse, 
die diesem Ausschuß im Hinblick auf die neuen 
Aufgaben des Fonds zuzuweisen sind, neu be- 
stimmt werden. Die Artikel 12 und 13 des Vor- 
schlags entsprechen dieser Notwendigkeit. 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

(Artikel 14 bis 17) 

13. Der Rat hat die Kommission gebeten, die not- 
wendigen Bestimmungen vorzuschlagen, damit 
zwischen der Beendigung der Maßnahmen des 


Fonds nach dem derzeitigen System und der 
Aufnahme seiner neuen Tätigkeiten keine Un- 
terbrechung eintritt. Der Vorschlag sieht für die 
Vorlage der Zuschußanträge nach der bisheri- 
gen Formel eine Frist von 18 Monaten vor (Arti- 
kel 14), damit die Verwaltungen und Körper- 
schaften des öffentlichen Rechts nicht eine nach- 
teilige Unterbrechung ihrer Finanzierungsmittel 
kennen, soweit sie bereit und darauf vorberei- 
tet sind, Maßnahmen durchzuführen, die sich in 
die Beteiligungsbereiche des Fonds nach der 
neuen Formel aufnehmen lassen. 


15. Der Tag des Inkrafttretens der Verordnung ist 
auf den 1. Januar 1972 festgesetzt worden; tat- 
sächlich ist vorgesehen, daß zu diesem Zeit- 
punkt das Anhörungs- und Genehmigungsver- 
fahren beendet ist und die verschiedenen Akte 
zur Durchführung des Ratsbeschlusses, insbeson- 
dere die über die Beihilfearten und die Auf- 
stellung der Leistungstabellen getroffen sind. 
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Beschlußvorschlag des Rates 

über die Anwendung der Artikel 123 bis einschließlich 127 des 
Vertrages auf die französischen überseeischen Departements 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 227 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 2 hat der 
Rat die Voraussetzungen für die Anwendung der 
nicht in Absatz 2 Unterabsatz 1 dieses Artikels auf- 
gezählten Bestimmungen des Vertrages, insbeson- 
dere der Artikel 123 bis einschließlich 127 des Ver- 
trages auf die französischen überseeischen Departe- 
ments zu beschließen. 


Die Gewährung von Zuschüssen des Europäischen 
Sozialfonds kann die wirtschaftliche und soziale 
Entwicklung dieser Departements fördern - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Die Artikel 123 bis einschließlich 127 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft sowie die in Anwendung dieser Artikel 
erlassenen Bestimmungen sind auf die französischen 
überseeischen Departements anwendbar. 

Artikel 2 

Dieser Beschluß wird im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften, Teil „Rechtsvorschriften 1", ver- 
öffentlicht. Er tritt am in Kraft. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Stellungnahme der Kommission an den Rat 
über die Zweckmäßigkeit, 
die Satzung des Ausschusses 
des Europäischen Sozialfonds zu ändern 

1. Der Verordnungsvorschlag zur Durchführung des 
Beschlusses Nr. 71/66/EWG des Rates vom 
1. Februar 1971 über die Reform des Europäi- 
schen Sozialfonds bestimmt, daß der Ausschuß 
des Fonds, der die Kommission gemäß Artikel 
124 des Vertrages zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft bei der Verwal- 
tung des Fonds unterstützt, in jeder wichtigen 
Frage, die für die Tätigkeit des Fonds von Inter- 
esse ist, gehört wird (Artikel 12 des Verord- 
nungsvorschlages) . 

Es scheint angebracht, diesem Ausschuß Befug- 
nisse zu übertragen, die den neuen Aufgaben des 
Fonds entsprechen. Gegenwärtig ist die Rolle 
des Ausschusses darauf beschränkt, darüber zu 
wachen, daß die von dem Mitgliedstaat vorgeleg- 
ten Zuschußanträge mit den geltenden Vorschrif- 
ten übereinstimmen, ohne Nutzen und Wert der 
beantragten Maßnahmen beurteilen zu können. 
Nach dem vorgenannten Verordnungsvorschlag 
hingegen wird seine Aufgabe eine dreifache sein: 

a) Wie schon bisher wird er an der Aufstellung 
des jährlichen Haushaltsvoranschlags des 
Fonds mitwirken. Die Vorbereitung dieses 
Haushalts indessen wird angesichts der neuen 
Haushaltsregelung der Gemeinschaft, nämlich 
der Verfügung über eigene Mittel und der 
vom Rat beschlossenen Verteilung der Mittel 
auf die beiden Beteiligungsarten, eingehende 
Vorarbeiten erforderlich machen und eine 
Auswahl nach politischen Erwägungen ein- 
schließen. 

b) Er wird der Kommission bei der Bestimmung 
der Beteiligungsberciche des Fonds und der 
sachgemäßen Beihilfearten behilflich sein, die 
dem Rat in Anwendung von Artikel 4 des 
Beschlusses Nr. 71/66/EWG vorgeschlagen 
werden. Dieser Artikel gibt die Beteiligungen 
an, deren Zweck ist, die gemeinschaftliche 
Politik und die im gegenseitigen Einverneh- 
men getroffenen Maßnahmen auf dem Gebiete 
der Beschäftigung zu flankieren, um eine 
bessere Abstimmung zwischen Stellenangebot 
und Stellennachfrage in der Gemeinschaft zu 
gewährleisten. Es ist nicht unnütz, auf die 
politische Bedeutung der Verantwortung hin- 
zuweisen, die dem Ausschuß mit der Beteili- 
gung an solchen Arbeiten übertragen wird. 

c) Er wird die Kommission bei der Genehmigung 
der Anträge unterstützen, die von den Mit- 
gliedstaaten vorgelegt werden. Diese Geneh- 
migung erstreckt sich nicht nur auf die Über- 


einstimmung der Anträge mit den Beschlüssen 
des Rates und den ordnungsgemäßen Vor- 
schriften, sondern auch auf den Zusammen- 
hang der vorgesehenen Maßnahmen mit den 
wirtschaftlichen und sozialen Zielen der Ge- 
meinschaft. Der Ausschuß wird gleichfalls 
über die Zweckmäßigkeit gehört, Mustervor- 
haben zu fördern, zu verwirklichen oder 
finanziell zu unterstützen. Darüber hinaus ist 
erwünscht, daß der Ausschuß zur Erstellung 
der Leistungstabellen für die Beihilfebeträge 
sowie ganz allgemein zu allen Vorschlägen 
an den Rat, allen Verordnungen, allen Ver- 
ordnungsänderungen und zum entsprechenden 
Zeitpunkt über die Zweckmäßigkeit einer er- 
neuten Anwendung des Artikels 126 des Ver- 
trages gehört wird. 

2. Diese kurze Beschreibung der Aufgaben, die vom 
Ausschuß wahrzunehmen sind, genügt, um die 
Bedeutung der Rolle zu zeigen, die der Ausschuß 
spielen wird, um die Wirksamkeit und die 
Dynamik des Fonds zu gewährleisten, zudem 
kommt hierin auch die Bedeutung der Rolle zum 
Ausdruck, die den Sozialpartnern übertragen ist. 

Alle diese Aufgaben, sollen sie richtig durchge- 
führt werden, bedingen, daß sämtliche Informa- 
tionen über nationale, regionale und sektorielle 
Situationen auf dem Gebiete der Beschäftigung 
mit größter Sorgfalt und Genauigkeit auf Ge- 
meinschaftsebeno vorgetragen werden, sind sie 
doch für das Fassen der Beschlüsse unerläßlich, 
ob es sich hierbei um den Haushalt, die Eröff- 
nung von Beteiligungsbereichen, die Genehmi- 
gung der Zuschußanträge oder urn Änderungen 
der geltenden Regelung handelt. 

Um die vom Fonds erwartete Wirksamkeit zu 
gewährleisten, genügt es jedoch nicht, daß die 
Gemeinschaft über nationale Situationen unter- 
richtet wird, sondern die Mitgliedstaaten müssen 
auch Kenntnis von den Beihilfemöglichkeiten er- 
halten, die der Sozialfonds im Bereich der 
Beschäftigung anbietet, damit ihre zweckmäßig- 
sten Initiativen dort angeregt werden, wo sie am 
nötigsten sind. Diese Unterrichtung im doppelten 
Sinne, welche die ganze Arbeitsweise des Fonds 
bedingt, obliegt ebenso den Sozialpartnern, die 
gleich den Regierungsvertretern mit die eigent- 
lichen Bindeglieder der Gemeinschaft auf natio- 
naler Ebene sind. 

Die Rolle des Ausschusses in diesem Bereich ist 
um so wichtiger, als die wirtschaftliche und 
soziale Entwicklung ständig zunimmt und die 
Auswirkungen dieser beschleunigten Entwick- 
lung auf die Beschäftigung immer schwerwiegen- 
der werden, womit die fortwährende Anpassung 
der Arbeitskräfte an den technischen Fortschritt, 

ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschatlen Nr. L 28 
vorn 4. Februar 1971, S. 15 
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die Abstimmung zwischen Stellenangebot und 
Stellennachfrage immer mehr das wirtschaftliche 
Wachstum und den sozialen Fortschritt bestim- 
men. 

3. Um dem Ausschuß des Europäischen Sozialfonds 
zu ermöglichen, diese neuen Aufgaben zu erfül- 
len, ist die Kommission der Ansicht, daß man die 
derzeitige Satzung dieses Ausschusses durch 
die in der Anlage zu dieser Stellungnahme auf- 
geführten Satzungsbestimmungen ersetzen sollte. 
Insbesondere ist es zwedcmäßig, die Zusammen- 
setzung des Ausschusses zu ändern, um eine 
bessere Vertretung der verschiedenen Bereiche 
des Wirtschaftslebens und der einzelnen Organi- 
sationen, die sowohl auf Gemeinsdiaftsebene als 
auch auf nationaler Ebene bestehen, zu gewähr- 
leisten - die Kommission sieht eine Zusammen- 
setzung entsprechend der des Ständigen Be- 
schäftigungsausschusses (Artikel 2 des beigefüg- 
ten Entwurfs) vor -, ferner ein Ernennungsver- 
fahren für die Mitglieder, das eine direktere 
Beteiligung der Gewerkschaftsorganisationen bei 
der Bestimmung ihrer eigenen Vertreter gewähr- 
leisten wird (Artikel 3), sowie die Modalitäten 
für die Arbeitsweise des Ausschusses. Die Kom- 
mission ist in dieser Hinsicht der Meinung, daß 
der Vollausschuß die Verantwortung für die 
laufenden Verwaltungsgeschäfte des Fonds, die 
zahlreiche Sitzungen bedingen wird, einem 
engeren, aus seiner Mitte bestimmten Ausschuß 
(Artikel 8) übertragen sollte. Der Vollausschuß 
würde sich den Arbeiten mehr politischer Art 
widmen, so insbesondere der Ermittlung der Be- 
reiche, die der Tätigkeit des Fonds gemäß 
Artikel 4 des Beschlusses Nr. 71/66/EWG eröffnet 
werden, sowie im Hinblick auf die Erarbeitung 
der notwendigen Änderungen, welche die An- 
passung der Beteiligungen des Fonds an die wirt- 
schaftliche und soziale Entwicklung ermöglichen, 
der kritisjjien Prüfung der Tätigkeit des Fonds 
(Artikel 7). 

Der engere Ausschuß wird aus 18 Mitgliedern 
bestehen, und zwar aus sechs Regierungsver- 


tretern, sechs Vertretern der Arbeitnehmerorga- 
nisationen und sechs Vertretern der Arbeitgeber- 
organisationen. Um die Beteiligung einer mög- 
lichst großen Zahl von Ausschußmitgliedern bei 
den Arbeiten des engeren Ausschusses zu ge- 
währleisten, ist in Absatz 3 des Artikels 8 vor- 
gesehen, daß sich jedes Mitglied dieses Aus- 
schusses von einem anderen Mitglied seiner 
Gruppe vertreten lassen kann, ferner in Absatz 4, 
daß die Amtszeit der Mitglieder des engeren 
Ausschusses ein Jahr beträgt. Da für die Mit- 
glieder des Vollausschusses eine Amtszeit von 
drei Jahren vorgesehen ist, kann dieser die Mit- 
glieder des engeren Ausschusses während der 
dreijährigen Amtszeit zweimal nach Bedarf 
ersetzen. 

In demselben Bemühen um eine anpassungs- 
fähige und wirksame Arbeitsweise sieht Artikel 6 
des Satzungsentwurfs vor, daß sich jedes Aus- 
schußmitglied innerhalb der in Absatz 4 dieses 
Artikels angegebenen Grenzen von einem tech- 
nischen Berater unterstützen lassen kann. 

4. In ihrer Schlußfolgerung ist die Kommission der 
Auffassung, daß die derzeitige Satzung des Aus- 
schusses des Fonds durch die Satzungsvorschrif- 
ten zu ersetzen ist, die in der Anlage zu diesem 
Vermerk aufgeführt sind, um diesem Ausschuß 
die Anpassung seiner Arbeitsweise an die neuen 
Befugnisse, die ihm übertragen werden, zu er- 
möglichen. 

Dieser Entwurf ist unter möglichst weitgehender 
Berücksichtigung der vom Ausschuß des Euro- 
päischen Sozialfonds in seiner Sitzung am 
3. März 1971 zum Ausdruck gebrachten Ansich- 
ten und Vorschläge abgefaßt worden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1201/60, geändert durch Be- 
schluß 68/188/EWG des Rates vom 9. April 1968, Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 291 vom 
12. April 1968, S. 25 
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Entwurf 

Satzung des Ausschusses des Europäischen Sozialfonds 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
den Artikel 153, 

nach Stellungnahme der Kommission, 

in Erwägung, daß Artikel 124 vorsieht, daß die 
Verwaltung des Europäischen Sozialfonds der Kom- 
mission obliegt und daß diese in ihrer Aufgabe von 
einem Ausschuß unterstützt wird, 

in Erwägung, daß die Verordnung Nr des 

Rates unter Berücksichtigung der neuen im Beschluß 
Nr. 71/66/EWG des Rates vom 1. Februar 197H) 
definierten Aufgaben die allgemeinen Modalitäten 
der Aktions- und Arbeitsweise des Europäischen 
Sozialfonds bestimmt und daß sie dem Ausschuß 
des Fonds neue Zuständigkeiten erteilt, 

in Erwägung, daß es sich demzufolge empfiehlt, 
die Satzung des Ausschusses des Europäischen 
Sozialfonds zu ändern^) - 

BESCHLIESST: 

Artikel 1 

Der Ausschuß des Europäischen Sozialfonds unter- 
stützt die Kommission bei der Verwaltung des Fonds 

nach Maßgabe der Verordnung des Rates Nr 

und nach dieser Satzung. 

Artikel 2 

1. Der Ausschuß besteht aus 54 Mitgliedern, und 
zwar aus 18 Regierungsvertretern, 18 Vertretern 
der Arbeitnehmerorganisationen und 18 Vertretern 
der Arbeitgeberorganisationen. 

2. Die Sitzverteilung des Ausschusses ist im An- 
hang zu dieser Satzung angegeben. 

Artikel 3 

1. Die Mitglieder des Ausschusses werden vom Rat 
ernannt, und zwar die Regierungsmitglieder auf Vor- 
schlag der Regierungen und die weiteren Mitglieder 
auf Vorschlag der Arbeitnehmer- und Arbeitgeber- 
organisationen. 

2. Der Rat trägt bei der Ernennung und die Arbeit- 
nehmer- und Arbeitgeberorganisationen tragen bei 
der Erstellung ihrer Vorschläge dafür Sorge, daß 
eine angemessene Vertretung der einzelnen Be- 
reiche des Wirtschaftslebens und der verschiedenen 
Organisationen, die sowohl auf gemeinschaftlicher 
als auch auf nationaler Ebene bestehen und an den 
Arbeiten interessiert sind, gewährleistet ist. 


3. Die Liste der Mitglieder des Ausschusses wird 
im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht. 

Artikel 4 

1. Die Amtszeit der Mitglieder des Ausschusses 
beträgt drei Jahre. Wiederernennung ist zulässig. 

2. Bei Ablauf der Amtszeit bleiben die Mitglieder 
des Ausschusses bis zur Wiederernennung oder 
Neubesetzung im Amt. 

3. Endet das Amt eines Mitglieds durch Tod oder 
durch Rücktritt oder durch Beendigung der Funk- 
tionen, aufgrund derer er ernannt worden ist, so 
wird es für die verbleibende Amtszeit vom Rat nach 
Maßgabe des Artikels 3 dieser Satzung neu besetzt. 

Artikel 5 

Den Vorsitz im Ausschuß führt ein Mitglied der 
Kommission, das an der Abstimmung nicht teil- 
nininit. Dieses kann im Falle der Verhinderung aus- 
nahmsweise von einem von ihm zu bestimmenden 
Beamten der Kommission vertreten werden. 

Artikel 6 

1. Der Vorsitzende kann von sich aus Beobachter 
zur Teilnahme an den Sitzungen des Ausschusses 
einladen. 

2. Jedes Mitglied des Ausschusses kann sich von 
einem technischen Berater unterstützen lassen, so- 
fern es den Vorsitzenden darüber mindestens fünf 
Tage vor der Sitzung des Ausschusses unterrichtet. 

3. Die Zahl der technischen Berater, die die Mit- 
glieder des Ausschusses unterstützen oder ver- 
treten, darf jedoch - in einer Sitzung und je Gruppe - 
ein Drittel der Mitglieder nicht übersteigen. 

Artikel 7 

Der Ausschuß tritt mindestens zweimal im Jahr zu 
Vollsitzungen zusammen. 

Er berät seine Stellungnahme und gibt diese zu den 
in den Artikeln 12 und 13 der Verordnung Nr 


h Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. , . . 
vom 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 28 
du 4. Fevrier 1971, p. 15 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1201/60, geändert durch den 
Beschluß Nr. 68/188/EWG des Rates vom 9. April 1968, 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 91 
vom 12. April 1968 
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aufgeführten Fragen entsprechend den in Artikel 8 
Ziffer 1 dieser Satzung vorgesehenen Bedingungen 
ab. 

Darüber hinaus 

— nimmt er den Bericht über die Tätigkeit des 
Fonds entgegen, 

— macht er gegenüber der Kommission im Hinblick 
auf die Ergebnisse dieser Tätigkeit seine Be- 
merkungen und schlägt ihr vor, welche etwaigen 
Änderungen insbesondere bezüglich der Beteili- 
gungsbereiche und Arten der Beihilfen vorzu- 
nehmen sind, 

— prüft er alle sonstigen in seine Zusländiykeit 
fallenden Fragen, die vom Vorsitzenden vorge- 
legt oder von mindestens drei Mitgliedern vor- 
geschlagen werden. 

Artikel 8 

1. Der Ausschuß wählt aus seiner Mitte einen 
engeren Ausschuß. Dieser ist ermächtigt, im Auftrag 
des Ausschusses zu den Zuschußanträgen des Fonds 
im Hinblick auf ihre Genehmigung gemäß Artikel 7 

der Verordnung Nr Stellung zu nehmen. Der 

engere Ausschuß tritt nach Bedarf zusammen. 

2. Der engere Ausschuß besteht aus 18 Mitgliedern, 
und zwar aus sechs Regierungsvertretern, sechs Ver- 
tretern der Arbeitnehmerorganisationen und sechs 
Vertretern der Arbeitgeberorganisationen. 

3. Jedes Mitglied des engeren Ausschusses kann 
sich während einer Sitzung durch ein anderes, der- 
selben Gruppe angehöriges Ausschußmitglied ver- 
treten lassen. 

4. Die Amtszeit der Mitglieder des engeren Aus- 
schusses beträgt ein Jahr. Sie ist verlängerbar. 

5. Den Vorsitz im engeren Ausschuß führt ein Mit- 
glied der Kommission, das an der Abstimmung nicht 
teilnimmt. Dieses kann sich von einem von ihm zu 
bestimmenden Beamten der Kommission vertreten 
lassen. 


Artikel 9 

1. Der Ausschuß und der engere Ausschuß werden 
vom Vorsitzenden auf dessen Veranlassung oder 
auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mit- 
glieder einberufen. 

2. Die Äußerungen des Ausschusses und des enge- 
ren Ausschusses sind gültig, wenn zwei Drittel der 
Mitglieder anwesend sind oder vertreten werden. 

3. Die Stellungnahmen und Vorschläge sind zu 
begründen; sie werden mit der absoluten Mehrheit 
der gültigen Stimmen gefaßt. Auf Verlangen der 
Minderheit sind die von ihnen vorgetragenen Auf- 
fassungen in die Stellungnahmen oder in einen Be- 
gleitvermerk aufzunehmen. 

Artikel 10 

Der Ausschuß bestimmt seine Arbeitsweise und die 
des engeren Ausschusses durch eine Geschäftsord- 
nung, die nach Genehmigung durch die Kommission 
in Kraft tritt. Das gleiche Verfahren gilt für sämt- 
liche Änderungen. 

Artikel 11 

Die Sekretariatsgeschäfte des Ausschusses werden 
durch die Dienststellen der Kommission wahrge- 
nommen. 

Artikel 12 

Die vom Rat am 25. August 1960 erlassene Satzung 
des Ausschusses des Europäischen Sozialfonds wird 
aufgehoben. 

Artikel 13 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 1972 in Kraft. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 31. August 1960, S. 1201/60 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 



Drudtsadie VI/2102 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Anlage 


Satzung des Ausschusses des Europäischen Sozialfonds 


Zahl der 

Ve rtret ergruppe Vertreter 

1 . Regierungsvertreter 

Jeder der Mitgliedstaaten 3 

2. Vertreter der Arbeitnehmerorganisationen 

Europäischer Bund der Freien Gewerkschaften (CESL) 9 

Europäische Organisation des Weltverbands der Arbeitnehmer 

(OE - CMT) 4 

Internationale Vereinigung der leitenden Angestellten (CIC) 1 

Confederazione generale italiana del lavoro - 

Confederation generale du travail (CGIL-CGT) 2 

Confederation frangaise des travailleurs chretiens (CFTC) 1 

Deutsche Angestellten Gewerkschaft (DAG) 1 


3. Vertreter der Arbeitgeberorganisationen 

Union der Industrien der Europäischen Gemeinschaft (UNICE) 

Ausschuß der Handelsorganisation der EWG (COCCEE) 

Union des Handwerks der EWG (UACEE) 

Europäisches Komitee der Versicherungswirtschaft (CEA) 

Ausschuß der berufsständischen landwirtschaftlichen 
Organisationen der EWG (COPA) 

Europäische Zentrale der öffentlichen Wirtschaft (CEEP) 


11 

V erbindungsausschuß 
der Arbeitgeber (CLE) 
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Begründung 


Nach Artikel 227 Absatz 2 Unterabsatz 2 des EWG- 
Vertrages hat der Rat auf Vorschlag der Kommis- 
sion die Voraussetzungen für die Anwendung der 
nicht in Absatz 2 Unterabsatz 1 dieses Artikels auf- 
geführten Bestimmungen des Vertrages auf die fran- 
zösischen überseeischen Departements zu be- 
schließen. 

Auf der Grundlage dieser Vorschrift hat der Rat 
mehrere Beschlüsse über die Anwendung verschie- 
dener Vertragsartikel betreffend die Freizügigkeit 
angenommen: 

hinsichtlich des Niederlassungsrechts mit seinem 
Beschluß Nr. 64/350/EWG vom 25. Februar 1964 ^), 

hinsichtlich der Freizügigkeit der Arbeitnehmer mit 
seinem Beschluß Nr. 68/359/EWG vom 15. Oktober 
1968 2 ), 

hinsichtlich der Sozialen Sicherheit der Wander- ' 
arbeitnehmer mit seinem Beschluß (EWG) vom 
25. Mai 1970 3). 


Im Hinblick auf die bedeutende Rolle, die dem Euro- 
päischen Sozialfonds durch die Artikel 123 ff. des 
Vertrages auf dem Gebiet der Beschäftigung in be- 
zug auf die Förderung der beruflichen Verwendbar- 
keit und die örtliche und berufliche Freizügigkeit 
der Arbeitnehmer eingeräumt wird - Aufgaben, die 
eng mit dem Grundsatz der Freizügigkeit verbunden 
sind hält es die Kommission für richtig, die Ver- 
tragsbestimmungen über die Tätigkeit dieses Fonds 
gleichfalls auf die französischen überseeischen 
Departements auszudehnen. 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 93 
vom 11. Juni 19G4 

I -) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968 

’^) noch nicht veröffentlicht 
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